
 Weiterentwicklung der gesetzlichen
Unfallversicherung
Deregulierung zu Lasten der Versicherten?
Zur Bewältigung der seit vielen Jahren
umfangreichsten Tagesordnung trafen sich
Vorstand, Vertreterversammlung und deren
Satzungs-Ausschüsse vom 12. bis zum 14.
November 2003 in Hildesheim. Seit mehr als
1.100 Jahren ist diese Stadt das kulturelle

Zentrum zwischen Harz und Heide, Weser
und Elbe. Drei Kräfte prägten Gesicht und
Geschichte der Stadt: Der Klerus, dem Hil-
desheim seiner frühe Entwicklung zu ver-
danken hat; die Bürger, die die einzigartige
mittelalterliche Fachwerkstatt schufen und
die Menschen des 19. und 20. Jahrhun-
derts, die den Übergang in die Moderne
vollzogen. Die Stadtwerke Hildesheim mit
den Geschäftsführern Norbert Krämer und
Wolfgang Staudinger übernehmen heute
Verantwortung für die Stadt. Die Stadtwer-
ke Hildesheim stiften Schulprojekte, unter-
stützen gemeinnützige Bau-
maßnahmen und engagieren
sich im Sponsoring von Sport-
Teams.

Weiterentwicklung der
gesetzlichen Unfallversiche-
rung
Die durch Ministerpräsident
Stoiber eingesetzte Deregulie-
rungskommission hat Vor-
schläge erarbeitet, die die
Berufsgenossenschaften und
insbesondere die berufsge-
nossenschaftliche Prävention
betreffen. Sie enthalten Vor-
stellungen, wie man die Betriebe von „über-
flüssigem bürokratischen Ballast befreit und
damit unternehmerische Initiativen freisetzt
und unterstützt“. Die öffentlich-rechtliche
Existenz der Berufsgenossenschaften wird
im Schlussbericht der Kommission bestrit-
ten. Für die Überwachung der Betriebe wer-
den privatwirtschaftliche Strukturen ange-
dacht. Die Rechtsetzungsbefugnisse der
Berufsgenossenschaften werden in Frage

gestellt. Rehabilitation und Entschädigung
sollen nach Auffassung der Kommission in
den Wettbewerb mit privaten Versicherun-
gen gestellt werden.
Die Berufsgenossenschaften, die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di und vie-
le andere haben sich sehr deutlich gegen

diese Vorschläge
ausgesprochen.
Dennoch hat die
Bayerische Staats-
regierung eine
Bundesratsinitiati-
ve entsprechen-
den Inhalts auf
den Weg ge-
bracht.
Vorstand und Ver-
treterversamm-
lung der BGFW
haben die Vor-
schläge strikt ab-
gelehnt und dar-

auf hingewiesen, dass innerhalb der Berufs-
genossenschaften die Deregulierung am
weitesten fortgeschritten ist. Mit der kürz-
lich erfolgten Reform des Lastenausgleichs-
rechts und den damit einhergehenden Fusi-
onserklärungen der Bau-Berufsgenossen-
schaften haben die gewerblichen Berufsge-
nossenschaften eindrucksvoll ihre
Reformfähigkeit bewiesen.

Zuständigkeit für kommunale Unternehmen
Zum wiederholten Male hat der Bundesver-
band der Unfallkassen (BUK) eine gesetzli-

che Novellierung der unfallversicherungs-
rechtlichen Zuständigkeit für kommunale
Unternehmen gefordert. In einem umfang-
reichen Argumentationspapier beklagt der
BUK eine angebliche Zersplitterung der
unfallversicherungsrechtlichen Zuständig-
keit für die Beschäftigten in den Unterneh-
men der Kommunen. Die Argumente sind
so alt wie die gemeindliche Unfallversiche-
rung selbst und verschweigen, dass als
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Regelfall die Zuständigkeit der gewerbli-
chen Berufsgenossenschaften für technisch
orientierte kommunale Betriebe besteht.
Der BGFW ist es mit einer ausführlichen Stel-
lungnahme gelungen, die Argumentation
des BUK zu entkräften (siehe auch
www.bgfw.de). Die Satzungs-Ausschüsse
von Vorstand und Vertreterversammlung
wurden beauftragt, sich mit dem Sachver-
halt zu befassen.

Spartenübergreifender Netzbetrieb
Bereits zum dritten Mal befassten sich Vor-
stand und Vertreterversammlung mit dieser
Thematik. In einer gemeinsamen Sitzung
der Satzungs-Ausschüsse wurde die Emp-
fehlung ausgesprochen, die satzungs-

gemäße Zuständigkeit der BGFW für den
spartenübergreifenden Netzbetrieb zu
erklären. Vorstand und Vertreterversamm-
lung der BGFW sind dieser Empfehlung
gefolgt. Über eine Vereinbarung mit der
Berufsgenossenschaft der Feinmechanik
und Elektrotechnik wird z.Zt. verhandelt.
Die Selbstverwaltung betont, dass sich die
Berufsgenossenschaften als Selbsthilfeein-
richtungen der Unternehmen an neuen
Strukturen ihrer Mitglieder orientieren müs-
sen. Der zunehmende Druck aus den Unter-
nehmen wird zur Beschleunigung des Ver-
fahrens beitragen.
Die Gespräche mit der Berufsgenossen-
schaft der Feinmechanik und Elektrotechnik
wurden am 27. November 2003 fortgesetzt.
Die Vorstandsvorsitzenden beider Berufsge-
nossenschaften betonten den Willen zu
einer kooperativen Zusammenarbeit. Eine
Wettbewerbssituation in Katasterfragen ist
unerwünscht. Denkbare Perspektiven sollen
in einem zukunftsorientierten Positionspa-
pier entwickelt und aufgezeigt werden
unter Berücksichtigung der Vorstellungen
der Sozialpartner und insbesondere der

Strukturveränderungen in den Mitgliedsun-
ternehmen.
Aufgrund der unterschiedlichen Interessen
der beiden Berufsgenossenschaften konnte
noch keine Einigung über die Zuordnung
der spartenübergreifend tätigen Netzmon-
teure zur BGFW erreicht werden. Über län-
gere Sicht werden die Interessen der Unter-
nehmen, die in dieser Frage in weitgehend
deckungsgleiche Positionen der Sozialpart-
ner einmünden, auch un-
fal lversicherungsrechtl iche
Berücksichtigung finden. Für
einen Arbeitsbereich, wie hier
den spartenübergreifend orga-
nisierten Netzbetrieb (Gas,
Wasser, Abwasser, Fernwärme
und Strom) darf nur ein Unfall-
versicherungsträger zuständig
sein.

Personalien
Seit über 25 Jahren gehört Bru-
no Weiler, Stadtwerke Karlsru-
he, der Vertreterversammlung
der BGFW als Versichertenver-
treter an. Für seine engagierte
Mitarbeit in den Selbstverwaltungsorganen
der BGFW und anderen berufsgenossen-
schaftlichen Organisationen überreichte
ihm der Vorsitzende der Vertreterversamm-
lung am 14. November 2003 die „Silberne
Ehrenmedaille für 25 Jahre ehrenamtliche
Tätigkeit in der Selbstverwaltung der
gewerblichen Berufsgenossenschaften“.
Aus den ehrenamtlichen Selbstverwaltungs-
organen verabschiedet wurden Eberhard
Martin und Walter Appelbaum. Günter
Mischke dankte beiden für die langjährige
intensive Mitarbeit. Als neue Mitglieder der
Vertreterversammlung wurden begrüßt Ste-
phan Schwarz, Stadtwerke München, Nor-
bert Schmidt, Berliner Wasserbetriebe, Frie-
drich Meyer, Ruhrgas AG, und Anton Swo-
boda, Berliner Wasserbetriebe.

Prävention
Im Mittelpunkt der Kritik an den Berufsge-
nossenschaften steht wie oben berichtet die
Prävention und gerade auf diesem Gebiet

hat die BGFW praxisorientiertes Handeln
bewiesen. Die sicherheitstechnische und
arbeitsmedizinische Betreuung erfolgt
bereits seit Jahren nach einem Modell, das
den aktuellen politischen Forderungen ent-
spricht. Auf Vorschlag des Arbeitskreises
„Präventionsstrategien“ verabschiedete der
Vorstand ein „Leitlinienpapier der BGFW zur
Präventionsarbeit“. Damit erfolgt eine klare
Positionierung. Präventionsstrategien wer-

den an den Kriterien Wirksamkeit und Wirt-
schaftlichkeit ausgerichtet, die BGFW legt
ihren Präventionsmaßnahmen vorrangig die
konkrete Beurteilung der Arbeitsbedingun-
gen zugrunde. Auch weiterhin wird das Ziel
verfolgt, die Betriebe beim Arbeits- und
Gesundheitsschutz durch unmittelbaren
Kontakt zu beraten und zu unterstützen. Bei
der Betreuung der Kleinstunternehmen
werden die Aufsichtspersonen auch weiter-
hin durch ehrenamtlich tätige Technische
Vertrauensmänner unterstützt. Der Vorsit-
zende der Vertreterversammlung Günter
Mischke rief die Mitglieder des Vorstands
und der Vertreterversammlung auf, für die-
ses Ehrenamt zu werben, da die Zahl der
aktiven Technischen Vertrauensmänner in
den letzten Jahren zurückgegangen ist. Als
neue TVM bestätigt wurden in der Sitzung
des Vorstands Dipl.-Ing. Richard Riden, 
Heidelberg, und Dipl.-Ing. Michael Schutt, 
Wismar.

Unseren Mitgliedern und Lesern wünschen 
wir ein frohes Weihnachtsfest und 

einen guten Start ins Neue Jahr.

http://www.bgfw.net/aktuelles/argumente.pdf



